
492 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XII. GP. 

Bericht 
des Finanz- und Budgetausschusses 

über die Regierungsvorlage (408 der Beila­
gen): Bundesgesetz über Maßnahmen auf 

dem Gebiete des Umsatzsteuerrechtes 

Die Bundesregierung hat am 1. Juni 1971 den 
obgenannten Gesetzentwurf im Nationalrat ein­
gebracht, der in Ergänzung der Befreiungsbe­
stimmungen für Umsätze der Luftverkehrsunter­
nemnungen aus der Beförderung von Personen 
und Gegenständen im internationalen Verkehr 
aus Gründen der Gleichstellung diese Be:freiung 
auch für die Vermie~ung von Luftfalhrrzeugen im 
internationalen Reiseverkehr vorsieht, wenn 
diese Fahrzeuge im Liniendien5t eingesetzt wer­
den. Da sich auf Grund der Preis- und Lohn­
verhältnisse Veränderungen in der Höhe der 
umsatzsteuerlichen Vonbelastungen der Zollfrei­
zonenvenkehre ergeben halben, sieht der Gesetz­
entwurf auch diesbezügliche Anpassrungen vor. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die Re­
gierungsvorlage Mn 21. Juni 1'971 der Vorbe­
ratung unter:zogen. In der Debatte brachten die 
Abgeordneten· La n c, Dr. B r 0 es i g k e und 
Mac h u n z e :einen Antrag auf Einfügung einer 
neuen Z. 1 im Art. I und auf Albänderung des 
Art. III der Regierungsvorlage ein. Sodann 
sprachen· die Albgeordneten T ö d Ii n g und 

Ortner 
Berichterstatter 

Dr. B r 0 es i g k e. Albgeordneter DDr. Ne u­
n erstellte mit Abgeol"'dnetem Dr. B r 0 e­
s i g k e ebenfalls einen Antrag und zwar be­
treffend § 7 Albs. 2 Z. 1 lit. c des Umsatzsteuer­
gesetzes. Nach Wortmeldungen ~es Bundes­
ministers für Finanzen Dr. An d r 0 S c h sowie 
des Abgeordneteltl Dr. Mus s i 1 wurde die Sit­
zung untet1brochen. Nach Wiederaufnahme der 
Sitzung legten die Abgeordneten Dr. Mus s i 1 
und Dr. Tu 11 einen weiteren AJhänderungsan­
trag und zwar zum Art. I Z. 2 der Regierungs­
vorJage vor. 

Bei der Abstimmung wurde der von der Bun­
desregierung vorgelegte Gesetzentwurf mit den 
diesem Bericht beigedruckten Albänderungen, die 
auf die während der Debatte eingehrachten An­
träge zurückgehen, teils mit StimmeneinhHlig­
keit und tdis mit Stimmenmehrmeit angenom-
men. 

Als Ergebnis seiner Bera~ung stellt der Aus­
schuß den An t rag, der Nationalrat woHe dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf (408 der Beilagen) mit den an g e-
s chi 0 s sen e nAh ä nd e run gen die ver- . / . 
fassungsmäß;ige Zustimmung erteilen. 

Wien, am 21. Juni 1971 

Weikhart 
Obmann 
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2 492 der Beilagen 

'j. 

Abänderung 
zum Gesetzentwurf in 408 der Beilagen . 

1. Lm Art. I der Regierungsvorlage ist als neue 
Z. 1 eirizufügen: 

,,1. Im § 4 Albs. 1 Z. 1 wird nach fit. b fO'I­
gende lit. c eingefügt: 

,c) die Einfu'hr von Luftfahrzeugen, wenn 
diese während eines Zeitraumes von zwei Jahren 
nach der Einfuhr im Liniendienst , einges,etzt 
worden sind;' ". 

2. Art. I Z. 1 der Regierungsvorlage wird 
Z.2. 

3. Nach der nJeuen Z. 2 ist fo'lgende neue Z. 3 
einzufü~en : 

,,3. Im § 7 Abs. 2 Z. 1 ist die lit. c durch 
folgenden Satz zu ergänzen: 

,Das gleiche gilt für Lieferungen von Roh­
druckbogen durch Drucker und von Einbänden 
durch Buchbinder, 'Soweit die Rohdruckbogen 
und Einbände zur Herstellung der begünstigten 
Gegenstände 'bestimmt ~ind oder verwendet 
worden sind.' ". 

4. Im Art. I erhält die bislhe.rige Z. 2 die Be­
zeichnung Z. 4 und hat zu lauten: 

,,4. Lm § 17 Abs. 3 erhält die Z. 3 folgende 
Fassung: 
. ,3. a) der Gegenstand darf durch das Inland 
nicht nur durchgefUhrt worden sein. Ist ein Ge­
genstand im Eing:llngsvo1"'mellkve1"'kehr oder im 
gebundenen Verkehr aus dem Ausland in das 
Inland gelangt, der im Zeitpunkt der zollamt­
lichen Eingangsabfertigung ausländischen Ur­
sprunges im Sinne des § 4 Albs. 3 des Zollge­
setzes 1955 war, wird für die Wiederausfuhr des 
Gegenstandes oder die Ausfuihr eines Gegenstan­
des, dessen Bestandteil oder Zuhe:hörteil der in 
das Inland gelangte Gegenstand geworden ist, die 
AUtSlfuhrver,gütung gewährt, wenn der Wieder­
ausfuhr oder Ausfuhr eine Bearlbeitung oder 
Verarbeit~ng im Inland vorangegangen ist und 
die Bemessung,sgrundlage der Vergütung minde" 
stens 150 v. H. des Er,weribspreises des im Ein­
gangsvormerkverkehr oder im gebundenen Ver-

kehr eingeführten Gegenstandes heträgt. Ist ein 
Gegenstand im Eingangsvörmerkverkehr oder 
im gebundenen Verkehr aus dem Ausland in das 
Inland gelangt, der im Zeitpunkt der zollamt­
lichen Eingangsabfertigung \ inländischen U r­
sprunges im Sinne des § 4 Albs. 3 des Zollge­
setzes 1955 war, darf für die Wiederausfuhr des 
Gegenstandes oder die Ausfuhr eines Gegen­
standes, dessen Bestandtdl oder Zu'behörteil der 
in das Inland gelangte Gegenstand geworden' ist, 
die Altsfuhrvergütung nicht gewährt werden, es 
se! denn, daß der eingeführte Gegenstand zum 
freien Vellkehralbgefertigt worden ist, 

b) ist ein Gegenstand aus dem inländischen 
freien Verkehr in eine Zollfreizone gelangt und 
durch den ersten Abnehmer entweder in der 
Zollfreizone oder im Ülbrigen Zollgebiet bear­
beitet oder verartbeitet worden, wird für d·en 
nach der vorgenommenen Beartbeitung oder Ver­
artbeitung unmittelbar in das Ausland verbrach­
ten oder verlSlendeten Gegenstand eine Ausfuhr­
vergütung gewährt, wenn die Bemessung~grund­
lage der Vergütung mindestens 150. v. H. des 
EntgeItes für den in der Zollfreizone erworbe­
nen .Gegenstand beträgt;' ". 

5. Im Art. I der Regierungsvol1lage el"'hält die 
bisherige Z. 3 die Bezeichnung Z. 5. 

6. Art. III der Regierungsvorlage hat zu 
lauten: 

"Artikel III 

(1) Die Bestimmung des Art. I Z. 1 ist auf 
steuerlbare Umsätze anzuwenden, bei denen der 
für die Anwendung der zolltarifarischen Be­
stimmungen maßgebende Zeitpunkt gemäß § 6 
des Zollgesetzes 1955 nach dem 31. Mai 1971 
liegt. 

(2) Die Bestimmungen des Art. I Z. 2 bis 5 
sind auf steuerlbare und vel1gütungsfahige Vor­
gänge, die nach dem 31. Dezemiber 1971 be­
wifikt werden, anzuwenden." 
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